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Vorsitz: Andreas Otto (GRÜNE) 

 

 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Siehe Beschlussprotokoll. 

 

 

Punkt 1 der Tagesordnung 

  Aktuelle Viertelstunde  

  Mietenabgabe 

 

Dirk Stettner (CDU) fragt, wie der Senat im Falle der Einführung einer Mietensteuer bzw.  

-abgabe sicherstellen werde, dass keine zusätzliche finanzielle Belastung für die Mieterinnen 

und Mieter entstehe. 

 

Senator Andreas Geisel (SenSBW) verweist hierzu auf die Beantwortung der Schriftlichen 

Anfrage 19/11387. Darin habe die Senatsverwaltung für Finanzen klargestellt, dass die Erhe-

bung einer „Mietensteuer“, wie sie im Konzept des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-

schung genannt werde – „DIW aktuell“ Nr. 75 vom 8. November 2021 –, rechtlich nicht mög-

lich sei. Geprüft werde hingegen, ob in Berlin eine Abgabe möglich sei, mit der die erhebli-

chen Miet- und Bodenwertsteigerungen der letzten Jahre, die leistungslos und aus spekulati-

ven Gründen stattgefunden hätten, abgeschöpft werden könnten. Es gehe also um den Anteil 

an den Mieten, der oberhalb der zehnprozentigen Überschreitung des Höchstbetrags im Miet 
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spiegel liege. Dem Senat sei wichtig, dass eine solche Abgabe nicht auf die Mieterinnen und 

Mieter umgelegt werden könne. Zudem müsse geklärt werden, ob eine belastbare Bemes-

sungsgrundlage für eine derartige Abgabe vorhanden sei. 

 

  Expertenkommission „Vergesellschaftung großer Wohnungsunternehmen“ 

 

Sevim Aydin (SPD) stellt fest, dass nun auch die Initiative „Deutsche Wohnen & Co enteig-

nen“ Mitglieder für die Expertenkommission „Vergesellschaftung großer Wohnungsunter-

nehmen“ benannt habe. Wann werde sich die Expertenkommission zusammensetzen? Welche 

Arbeitsweise und welcher Verfahrensablauf seien geplant? 

 

Senator Andreas Geisel (SenSBW) geht davon aus, dass der Senat in seiner morgigen Sit-

zung die drei von der Initiative benannten Expertinnen und Experten in die Kommission beru-

fen werde. Die konstituierende Sitzung der Expertenkommission sei für den 29. April 2022 

geplant. Es sei vorgesehen, dass sich die Expertenkommission dann eine Geschäftsordnung 

gebe. Ziel des Senats sei die Schaffung größtmöglicher Transparenz, u. a. durch die Veröf-

fentlichung von Protokollen und Gutachten. Die Kommission solle aber unabhängig vom Se-

nat arbeiten und im Zeitraum eines Jahres die aufgeworfenen Fragen beantworten. Auf dieser 

Grundlage werde der Senat im Anschluss eine politische Bewertung vornehmen. 

 

Vorsitzender Andreas Otto stellt fest, dass der Tagesordnungspunkt damit beendet sei. 

 

 

Punkt 2 der Tagesordnung 

  Bericht aus der Senatsverwaltung  

Senator Andreas Geisel (SenSBW) berichtet, dass der Bundesrat Anfang April der Ände-

rung von § 246 Abs. 14 des Baugesetzbuchs zugestimmt habe. Damit könnten für die Errich-

tung von Wohngebäuden zur Unterbringung von Geflüchteten befristet auf drei Jahre baupla-

nungsrechtliche Regelungen außer Kraft gesetzt werden. Das bedeute, dass Baugenehmigun-

gen erteilt werden könnten, ohne ein Einvernehmen mit den Gemeinden herstellen zu müssen. 

Es reiche dann, die Bauabsicht anzuzeigen. Dadurch könne zügig Wohnraum geschaffen wer-

den. In den Jahren 2016 bis 2019 habe diese Regelung schon einmal gegolten, und seinerzeit 

seien 28 Wohngebäude in Berlin errichtet worden, in denen noch ca. 10.000 Menschen lebten. 

Angesichts der hohen Flüchtlingszahlen im Zusammenhang mit dem Krieg in der Ukraine 

bestehe momentan eine besondere Notwendigkeit, Wohnraum bereitzustellen. 

 

Ebenfalls Anfang April sei gemeinsam mit der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und 

Betriebe und dem Handelsverband Berlin-Brandenburg eine digitale Auftaktveranstaltung 

durchgeführt worden, um die aktuelle Wettbewerbsphase von „Mittendrin Berlin!“ zu starten. 

Bis zum 4. Juli 2022 seien stadtweit Initiativen aus dem Handel, aus dem Dienstleistungsbe-

reich, der Kreativwirtschaft, des Tourismus aufgerufen, sich zu beteiligen. Ziel von „Mitten-

drin Berlin!“ sei dieses Mal die Belebung der Erdgeschossnutzungen in Zentren und Ge-

schäftsstraßen. Gesucht seien kreative Ideen und Impulse für leerstehende Räume, neue Nut-

zungen und kooperative Angebote. Im letzten Jahr sei die Anzahl der Verkaufsflächen erst-

mals nach dem Mauerfall rückläufig gewesen. Insofern sei es eine besondere Herausforde-

rung, für die Erdgeschosszonen Ideen zu entwickeln, um die Auswirkungen der Coronapan-
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demie abzumildern. Bis zu drei Beiträge würden im Februar 2023 mit je einer Prämie von bis 

zu 30 000 Euro für die Umsetzung ausgezeichnet. Die Auftaktveranstaltung sei auf Interesse 

gestoßen, und er gehe von einer guten Beteiligung aus. 

 

In den letzten zwei Wochen sei erhebliche Kritik an der Aufstellung des Haushaltsent-

wurfs 2022/2023 hinsichtlich der Öffentlichkeitsarbeit und der Bürgerbeteiligung geübt wor-

den. Zu den Beweggründen seiner Verwaltung: Im Jahr 2021 seien rund 2,5 Millionen Euro 

im Bereich Bürgerbeteiligung ausgegeben worden. Die Regierungskoalition habe sich darauf 

verständigt, Steigerungen im Haushalt 2022/2223 auf 2 Prozent zu beschränken. Für Bürger-

beteiligung wäre man demnach auf 2,55 Millionen Euro gekommen. Das sei seinem Haus als 

zu gering erschienen, und deshalb seien etwa 3 Millionen Euro angesetzt worden. Er gehe 

nicht davon aus, dass die entsprechenden Haushaltstitel damit unterausgestattet seien. Viel-

mehr weise er darauf hin, dass nach Vorliegen eines beschlossenen Haushalts nur noch etwa 

ein halbes Jahr zur Verfügung stehe, um die Mittel auszugeben. Insofern halte er die Ansätze 

für realistisch und der angespannten Haushaltslage angemessen. Eine Beschränkung der Bür-

gerbeteiligung sei damit zu keinem Zeitpunkt beabsichtigt gewesen. 

 

Die erste Sitzung der neuen Senatskommission Wohnungsbau unter Leitung der Regierenden 

Bürgermeisterin und unter Beteiligung der betroffenen Senatorinnen und Senatoren und der 

Bezirksämter, die die bisherige Clearingstelle ablöse, finde am 26. April 2022 statt. Die 

Kommission habe die Aufgabe, große Wohnungsbauvorhaben voranzubringen und auftreten-

de Zielkonflikte zwischen den Verwaltungen zu lösen. 

 

Julian Schwarze (GRÜNE) möchte wissen, ob Flächen vorhanden seien, auf denen mithilfe 

von § 246 Abs. 14 BauGB gebaut werden solle. Gebe es ein Verfahren, nach dem der Senat 

vorgehen wolle, und welche Abstimmungen gebe es mit den Bezirken? 

 

Senator Andreas Geisel (SenSBW) antwortet, dass der entsprechende Paragraf nur für Bau-

vorhaben gelte, mit denen Wohnraum für Geflüchtete geschaffen werde. 2016 seien für diesen 

Zweck in Abstimmung mit den Bezirken – allerdings nicht immer konfliktfrei – 60 Grundstü-

cke identifiziert worden. 28 dieser Flächen seien zwischen 2016 und 2019 bebaut worden. 

Also stünden noch 32 der damaligen Grundstücke für eine Bebauung zur Verfügung. Das 

bedeute aber nicht, dass davon in jedem Fall Gebrauch gemacht werde. Darüber hinaus sei zu 

erwägen, ob bereits geplante Wohnungsbauvorhaben im Sinn des § 246 Abs. 14 BauGB um-

gewidmet werden könnten. In den nächsten Wochen und Monaten müssten konkretere Pla-

nungen erfolgen, denn es sei nicht akzeptabel, Menschen längerfristig in Notunterkünften 

unterzubringen. Hinzu kämen Tausende Geflüchtete, die in Privatunterkünften untergekom-

men seien, aber dort nicht unbegrenzt bleiben könnten. 

 

Dr. Susanna Kahlefeld (GRÜNE) weist darauf hin, dass sich die Kritik an der Höhe der An-

sätze für Bürgerbeteiligung vor allem auf die Kürzungen bei den Mitteln für die Bezirke be-

zogen habe. Diese seien davon ausgegangen, dass ihnen 250 000 Euro pro Jahr zur Verfügung 

stünden und hätten auf dieser Grundlage Personal eingestellt und Flächen angemietet. Dafür 

benötigten sie nicht erst ab der zweiten Jahreshälfte 2022 entsprechende Mittel. Wie sei das 

mit den Ausführungen des Senators vereinbar? 
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Senator Andreas Geisel (SenSBW) wendet ein, dass nicht alle Bezirke bereits Anmietungen 

vorgenommen hätten, denn dafür seien Ausschreibungen erforderlich, die eine gewisse Zeit 

benötigen. 

 

Vor dem Hintergrund, dass 1 Milliarde Euro weniger zur Verfügung stehe, habe seine Ver-

waltung entschieden, im Haushalt bezüglich der Bürgerbeteiligung eine möglichst realistische 

Entwicklung abzubilden und gegebenenfalls im Zuge der Haushaltswirtschaft Verstärkungen 

vorzunehmen. Das Parlament sei aber frei, dies anders zu beschließen. 

 

Stefan Förster (FDP) merkt an, dass nicht nur die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 

Bauen und Wohnen Veränderungen am Haushaltsentwurf vorgenommen habe, sondern alle 

Senatsverwaltungen. Er halte die Argumentation des Senators für nachvollziehbar, dass dort 

abgesenkt worden sei, wo die Mittel absehbar nicht verausgabt werden könnten. 

 

Auch seiner Fraktion lägen Schreiben von Bezirken vor, wonach diese bereits Verträge abge-

schlossen hätten. Er frage sich, wie das angesichts der bestehenden vorläufigen Haushalts-

wirtschaft möglich gewesen sei und bitte Senator Geisel, dazu Stellung zu nehmen. 

 

Für die ankommenden Geflüchteten würden nicht nur Wohnungen benötigt, sondern z. B. 

auch Schul- und Kitaplätze. Könne auch darauf der neue § 246 Abs. 14 BauGB angewandt 

werden? 

 

Senator Andreas Geisel (SenSBW) stellt fest, dass auch für die Bezirke Art. 89 der Verfas-

sung von Berlin gelte, wonach in Zeiten der vorläufigen Haushaltswirtschaft nur unbedingt 

nötige Ausgaben geleistet werden dürften. Insofern gehe davon aus, dass noch nicht in allen 

Bezirken Räume angemietet und damit Zahlungen ausgelöst worden seien. Aus seiner Sicht 

sei eine Überschreitung eines Haushaltsansatzes in Höhe von3 Millionen Euro nicht zu erwar-

ten. 

 

§ 246 Abs. 14 BauGB beziehe sich explizit nur auf Wohnraum. Er teile zwar die Ansicht, 

dass Geflüchtete nicht nur Wohnraum benötigten, sondern auch eine öffentliche Infrastruktur, 

aber der entsprechende Paragraf könne hierauf nicht angewandt werden. 

 

Vorsitzender Andreas Otto stellt fest, dass der Tagesordnungspunkt damit beendet sei. 

 

 

Punkt 3 der Tagesordnung 

  Vorlage – zur Beschlussfassung – 

Drucksache 19/0153 

Dreizehntes Gesetz zur Änderung des Allgemeinen 

Zuständigkeitsgesetzes 

0040 

StadtWohn 

Senator Andreas Geisel (SenSBW) erklärt, dass die Zuständigkeit für den Berliner Miet-

spiegel zweifelsfrei bei der fachlich zuständigen Senatsverwaltung angesiedelt werden solle. 

Das solle über eine Ergänzung in Nummer 9 des Allgemeinen Zuständigkeitskataloges erfol-

gen. Aktueller Anlass sei das in wesentlichen Teilen ab dem 1. Juli 2022 geltende Mietrechts-

reformgesetz des Bundes, mit dem u. a. bisherige Zuständigkeitsregelungen für die Erstellung 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/StadtWohn/vorgang/sw19-0040-v.pdf
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und Anerkennung von Mietspiegelmieten geändert werden. Nicht mehr die Gemeinden, son-

dern „die nach Landesrecht zuständige Behörde“ – siehe BT-Drs. 19/26918, S. 21 – sei dann 

zuständig. 

 

Zudem würden mit der Gesetzesänderung Eingriffs- und Datenverarbeitungsbefugnisse und 

Befugnisse zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten für die zuständigen Behörden geregelt. 

 

In der Vergangenheit habe es im Berliner Landesrecht keine ausdrückliche Bestimmung für 

die Zuständigkeit für den Berliner Mietspiegel gebe. Damit sei fraglich, ob mit dem ab 

1. Juli 2022 geltenden Bundesrecht die bisherigen Landesregelungen weiter angewandt wer-

den könnten. Das solle durch die Ergänzung im AZG geklärt werden, indem die für Bauen, 

Wohnen und Wohnungswirtschaft zuständige Senatsverwaltung eine entsprechende Rege-

lungsbefugnis erhalte. 

 

Der Ausschuss empfiehlt, der Vorlage – zur Beschlussfassung – Drucksache 19/0153 zuzu-

stimmen. 

 

 

Punkt 4 der Tagesordnung 

  Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Urban Tech Republic & Schumacher-Quartier – wie 

geht´s weiter bei den Zukunftsquartieren? 

(auf Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke) 

 

Hierzu: Anhörung 

0028 

StadtWohn 

Siehe Wortprotokoll. 

 

 

Punkt 5 der Tagesordnung 

  Verschiedenes  

Siehe Beschlussprotokoll. 
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